Stadt Pohlheim Pohlheim, 12.11.2015
Az.: HFA/048/2011-2016

NIEDERSCHRIFT

Uber die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Stadt Pohlheim

Tag: 09.11.2015

Dauer: 19:00 Uhr bis 22:30 Uhr

Ort: Sitzungssaal der Stadtverwaltung Pohlheim, Ludwigstrale 33, 35415
Pohlheim

Anwesend:

Vom Haupt- und Finanzausschuss

Vorsitzender Michael Josef Lemcke
Stellv. Vorsitzender Horst Biadala
STV Peter Alexander

STV Eckart Hafemann

STV Hans Happel

STV Reiner Leidich

STV Christian Loh

STV Horst Schlesinger

STV Ewald Seidler

STV Horst-Erich Stumpf

Von der Stadtverordnetenversammiung
Stadtverordnetenvorsteher Jakob Ernst Kan-
g"illv. STV-Vorsteher Fabian Schéfer

Vom Magistrat

Burgermeister Udo Schoéffmann

Stadtratin Sabine Scheele-Brenne Bis TOP 12
Stadtrat Tobias Slenczek
Stadtrat Reimar Stenzel Bis TOP 12

Schriftfuhrer(in)

VA Bianca Krieb
AR Jiargen Triller

Entschuldigt:

Von der Stadtverordnetenversammliung
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Stellv. STV-Vorsitzender Hartmut Lutz

Vom Magistrat

Erste Stadtratin Anja Sames-Postel
Stadtrat Matthias Jung

Stadtrat Dr. Michael Mautner
Stadtratin Kristiane Neuhoff
Stadtrat Nohman Nohman

Stadtrat Reinhard Peter

Stadtrat Arno Schafer

TAGESORDNUNG:

TOP 1 Eréffnung sowie Feststellung der ordnungsgemalien
Ladung und der Beschlussfahigkeit

TOP 2 Feststellung der Niederschrift vom 19.10.2015

TOP 3 Beratung und Beschlussfassung tber die neue Stell-
platz- und Ablésesatzung der Stadt Pohlheim

TOP 4 Beratung und Beschluf3fassung Uber die Verleihung ei-
ner silbernen und drei goldenen Ehrenplaketten der
Stadt Pohlheim

TOP 5 Eréffnungsbilanz der Stadt Pohlheim

TOP 6 Waldwirtschaftsplan 2016

TOP 8 6. Anderungssatzung zur Gebliihrensatzung zur Satzung
der Stadt Pohlheim Uber die Benutzung der Kindergar-
ten; Anpassung der Kindergartengebiihren

TOP 8.1 Antrag der Fraktionen CDU und Biindnis 90/Die Griinen
vom 4. November 2015 zur Anpassung der Kindergar-
tengebuhren; Bezug auf die Vorlage STV-412/2011-
2016

TOP 9 Neufassung der Geschéftsordnung fur die Stadtverord-
netenversammlung und die Ausschlsse der Stadt Pohl-
heim

TOP 13 Ausbau des Radweges Garbenteich-Neue Mitte - LU-
ckenschluss

TOP 10 Beratung und Beschlussfassung uber die Haushaltssat-
zung 2016 mit ihren Anlagen (Zweite Lesung)

TOP 12 Anfragen
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2016
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TOP 12.1 Anfrage 1

TOP 12.2 Anfrage 2

TOP 7 Baugebiet "Oberweg V" im Stadtteil Watzenborn- STV-405/2011-
Steinberg; 2016
Beratung und Beschlussfassung Uber die weitere Ent-
wicklung

TOP 11 Mitteilungen

TOP 11.1 Mitteilung 1
TOP 11.2 Mitteilung 2

TOP 11.3 Mitteilung 3

TOP 1 Eroffnung sowie Feststellung der ordnungsgemaBen Ladung und der Be-
schlussfahigkeit

Der Vorsitzende eréffnet die Sitzung, begrtift die Anwesenden und stellt ordnungsgemalie
Ladung und Beschlussfahigkeit fest.

Der Vorsitzende Michael Lemcke lasst Uber die Aufnahme eines zusatzlichen Punktes, TOP
13 STV-420/2011-2016 Ausbau des Radweges Garbenteich - Neue Mitte — Liickenschluss,
abstimmen:

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen
1 Enthaltung

Aul3erdem lasst der Vorsitzende daruber abstimmen TOP 7, Baugebiet ,Oberweg IV* im
Stadtteil Watzenborn-Steinberg; Beratung und Beschlussfassung Uber die weitere Entwick-
lung, unter Ausschluss der Offentlichkeit zu beraten:

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen
1 Enthaltung
TOP 2 Feststellung der Niederschrift vom 19.10.2015
Die Niederschrift vom 19.10.2015 wird ohne Anderungen festgestellt.
TOP 3 Beratung und Beschlussfassung uiber die neue Stellplatz- und Abldsesat-
zung der Stadt Pohlheim
Vorlage: STV-387/2011-2016/1
Der Haupt- und Finanzausschuss beschlief3t, der Stadtverordnetenversammlung zu empfeh-

len, die als Anlage (Anlage 1) beigefugte neue Stellplatz- und Abldsesatzung zu beschlie-
Ren.
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Abstimmungsergebnis: Mit Stimmenmehrheit beschlossen
9 Ja-Stimmen
1 Nein-Stimme

TOP 4 Beratung und BeschluBRfassung tiber die Verleihung einer silbernen und
drei goldenen Ehrenplaketten der Stadt Pohlheim
Vorlage: STV-399/2011-2016

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung folgende Be-
schlussfassung:

Die Stadtverordnetenversammlung beschliel3t, Frau Gydngy Szeifert (Zirc/Ungarn) die sil-
berne Ehrenplakette der Stadt Pohlheim und Herrn Tibor Varga (Zirc/Ungarn), Herrn Simon
Aster (Admont/Osterreich), Herrn Glinther Posch (Admont/Osterreich) die goldene Ehrenpla-
kette der Stadt Pohlheim flr langjahrige volkerverbindende Aktivitaten zu verleihen.

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen

TOP 5 Eroffnungsbilanz der Stadt Pohlheim
Vorlage: STV-400/2011-2016

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung die von der
Revision des Landkreises Giel3en geprifte Eréffnungsbilanz der Stadt Pohlheim zum
01.01.2009 unter analoger Anwendung des § 114 Abs. 2 HGO zu beschliefen und dem Ma-
gistrat Entlastung zu erteilen.

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen

TOP 6 Waldwirtschaftsplan 2016
Vorlage: STV-401/2011-2016

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung folgende Be-
schlussfassung:
Die Stadtverordnetenversammlung beschlie3t, dem Waldwirtschaftsplan fir das Forstwirt-
schaftsjahr 2016 zuzustimmen. Der Plan sieht Ertrage von 55.820,00 € und Aufwendungen
von 55.620,00 € vor. Hieraus ergibt sich ein Uberschuss von 200,00 €. Der Solleinschlag
betragt 860 fm.

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen

TOP 8 6. Anderungssatzung zur Gebiihrensatzung zur Satzung der Stadt Pohlheim
tiber die Benutzung der Kindergarten; Anpassung der Kindergartengebiih-
ren
Vorlage: STV-412/2011-2016

TOP 8.1 Antrag der Fraktionen CDU und Biindnis 90/Die Griinen vom 4. November
2015 zur Anpassung der Kindergartengebiihren; Bezug auf die Vorlage STV-
412/2011-2016
Vorlage: A-421/2011-2016
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TOP 8 und 8.1 werden gemeinsam beraten. (Der Antrag wurde nach Erstellung der HFA
Einladung zusatzlich fur diese Sitzung versandt und somit fur die Beratung zu TOP 8 be-
rucksichtigt.)

Dem Haupt- und Finanzausschuss liegt folgender Anderungsantrag der Fraktionen CDU-
und Bidndnis 90/Die Grinen vom 04.11.2015 vor:

,Die Stadtverordnetenversammlung mége beschlieflen:
§ 2 Gebiihren

1. Die Gebuhr fur Kinder ab drei Jahren betragt

fur die Benutzung nur vormittags 143,00 €/Monat

fur die Benutzung von 7:15 Uhr bis 14:00 Uhr 169,00 €/Monat

fur die Benutzung vor- und nachmittags 214,00 €/Monat

fur die Benutzung ganztags 247,00 €/Monat

fur die zusatzliche Betreuung von 6:00 Uhr bis 7:15 Uhr 48,50 €/Monat
fur die zusatzliche Betreuung von 17:00 Uhr bis 18:00 Uhr 38,00 €/Monat

~0 Q0T

2. Die Gebuhr fur Kinder unter drei Jahren betragt 110% der Geblhr geman Satz 1.
3. Das Verpflegungsentgelt wird kostendeckend erhoben.

4, Die Gebuhr fir eine zugekaufte Betreuungsstunde (Zukaufstunde § 1 Abs. 1aund b
der Satzung Uber die Benutzung der Kindergarten der Stadt Pohlheim) betragt 7,00 €.

§ 2a GebiihrenermiaBigung

Eltern zahlen bei entsprechendem Einkommen auf Antrag eine ermaRigte Gebuhr wie folgt:

Bei einem Ziffer 1a Ziffer 1b Ziffer 1c Ziffer 1d
malfdgeblichen nur vor- 7:15 Uhr bis  vor- und ganztags
Jahreseinkommen mittags 14:00 Uhr nachmittags

(Satz 2) bis

60.000,00 € 131,00 157,00 195,00 225,00
50.000,00 € 122,00 146,00 182,00 210,00
40.000,00 € 113,00 136,00 169,00 194,00
30.000,00 € 106,00 125,00 158,00 181,00
20.000,00 € 99,00 117,00 147,00 168,00
Bei einem Ziffer 1e Ziffer 1f

malfgeblichen
Jahreseinkommen

(Satz 2) bis

60.000,00 € 53,00 41,50
50.000,00 € 48,50 38,00
40.000,00 € 42,50 31,00
30.000,00 € 37,50 28,50
20.000,00 € 35,00 25,50¢

Blrgermeister Schoéffmann teilt mit, er werde die Beratungsergebnisse mit in den Magistrat
nehmen und die weitere Vorgehensweise fir die Verwaltungsvorlage abstimmen.
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STV Leidich bittet die Verwaltung die aus dem Antrag resultierenden Mehreinnahmen zu
Protokoll zu geben. (Anmerkung Verwaltung: Wird nachgereicht, kann nicht mit dem Proto-
koll geliefert werden.)

Uber die Vorlage zu TOP 8 STV-412/2011-2016 wird wie folgt abgestimmt:
Abstimmungsergebnis: Einstimmig abgelehnt

Es besteht Einvernehmen, den Antrag zu TOP 8.1 A-421/2011-2016 zur weiteren Beratung
an den Ausschuss flr Soziales, Kultur und Sport und anschlieend wieder an den Haupt-
und Finanzausschuss zu verweisen. In der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung solle
der Antrag abgesetzt werden.

Abstimmungsergebnis: Verwiesen

TOP 9 Neufassung der Geschiftsordnung fiir die Stadtverordnetenversammiung
und die Ausschiisse der Stadt Pohlheim
Vorlage: STV-414/2011-2016

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung, die nachfol-
gende Geschéaftsordnung fur die Stadtverordnetenversammlung und die Ausschisse zu be-
schlief3en:

»Geschaftsordnung fiir die Stadtverordnetenversammlung und die Ausschiisse der
Stadt Pohlheim

Aufgrund der §§ 60 Abs. 1, 62 Abs. 5 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 7. Marz 2005 (GVBI. | S. 142), zuletzt gedndert durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 28. Marz 2015 (GVBI. | S 158, 188) hat sich die Stadtverordneten-
versammlung der Stadt Pohlheim durch Beschluss vom 13. November 2015 folgende Ge-
schaftsordnung fir die Stadtverordnetenversammlung und die Ausschisse der Stadt Pohl-
heim gegeben:

INHALTSVERZEICHNIS:

. Vorsitz der Stadtverordnetenversammliung
§1 Vorsitz und Stellvertretung

Il Stadtverordnete

§2 Pflicht zur Teilnahme an den Sitzungen

§ 3  Anzeigepflicht

§4  Treupflicht

§ 5  Verschwiegenheitspflicht

§6 Ordnungswidrigkeiten

1. Fraktionen

§7 Bildung von Fraktionen
§8 Rechte und Pflichten

V. Altestenrat
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§9

§ 10
§ 11

§12
§13
VI.

§ 14
§ 15
§ 16
VII.
§17
§18
§19
VIIL.
§ 20

§ 21
§ 22

§ 23

§ 24
XI.

§ 25
XIl.

§ 26
§ 27
§ 28
§ 29
§ 30
§ 31
§ 32
XIil.
§ 33

XIV.

Altestenrat
Stadtverordnetenversammlung
Einberufung der Sitzungen
Beschlussfahigkeit
Sitzungsordnung, Sitzungsdauer
Offentlichkeit

Sitzungs- und Redeordnung
Sitzungs- und Redeordnung
Personliche Erklarungen

Mitwirkung des Magistrates
Mitwirkung des Auslanderbeirates
Anhérungspflicht

Vorschlagsrecht des Auslanderbeirates
Rederecht in den Sitzungen
Mitwirkung der Ortsbeirate
Anhérungspflicht

Vorschlagsrecht des Ortsbeirates
Rederecht in den Sitzungen
Mitwirkung des Seniorenbeirates
Rederecht in den Sitzungen

Zur Anwendung der Geschaftsordnung
Antrage zur Geschaftsordnung
Beratung der Tagesordnung
Andern und Erweitern der Tagesordnung
Vorlagen und Antrage

Antrage

Sperrfrist fir abgelehnte Antrage
Rucknahme von Antragen
Unerledigte Antrage
Antragskonkurrenz
Bekanntmachung

Anfragen

Abstimmung

Abstimmung

Wahlen
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§ 34
XV.

§ 35
§ 36
§ 37
§ 38
XVI.
§ 39
§ 40
XVII.

§ 41

XVIIL.

§42
XIX.

§ 43
§ 44
§ 45

(1)

(2)

(1)

Wahlen
Ausschiisse

Bildung der Ausschusse, Stellvertretung

Aufgaben der Ausschusse

Einladung, Offentlichkeit, sinngemaR anzuwendende Vorschriften

Stimmrecht, Teilnahme von Mitgliedern anderer Gremien bzw. Gruppierungen

Ordnungsbestimmungen

Ordnungsgewalt und Hausrecht
Ordnungsmaflnahmen gegenlber Stadtverordneten sowie Mitgliedern des Magistra-
tes

Niederschrift
Niederschrift

Mitwirkung von Vertreterinnen und Vertretern von sonstigen Beiraten, Kommis-
sionen und Sachverstindigen

Sonstige Beteiligungsrechte gemaf § 8 c HGO
Schlussbestimmungen

Auslegung der Geschaftsordnung
Arbeitsunterlagen
In-Kraft-Treten

Vorsitz der Stadtverordnetenversammliung

§1
Vorsitz und Stellvertretung

Die oder der Vorsitzende eréffnet, leitet und schlief3t die Sitzung der Stadtverordne-
tenversammlung. Sie oder er flhrt die Sitzung gerecht und unparteiisch. Ist sie oder
er verhindert, so sind die Stellvertreterinnen und Stellvertreter zu ihrer oder seiner
Vertretung in der Reihenfolge zu berufen, welche die Stadtverordnetenversammlung
zuvor beschlossen hat.

Die oder der Vorsitzende hat nach Eréffnung der Sitzung festzustellen, ob Einwen-
dungen gegen die Tagesordnung bestehen und einen Beschluss der Stadtverordne-
tenversammiung i. S. d. § 25 zu erwirken. Im Ubrigen hat sie oder er die Sitzung
sachlich und unparteiisch zu leiten. Sie oder er handhabt die Ordnung in der Sitzung
und Uben das Hausrecht i.S. v. §§ 39, 40 aus.

Stadtverordnete

§2

Pflicht zur Teilnahme an den Sitzungen

Die Stadtverordneten sind verpflichtet an den Sitzungen der Stadtverordnetenver-
sammlung und der anderen Gremien, deren Mitglied sie sind, teilzunehmen.
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(2) Bei Verhinderung zeigen sie ihr Ausbleiben vor Beginn der Sitzung der oder dem
Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung an.

(3) Eine Stadtverordnete oder ein Stadtverordneter, der die Sitzung vorzeitig verlassen
will, zeigt dies der oder dem Vorsitzenden vor Beginn, spatestens vor dem Verlassen
der Sitzung an.

§3
Anzeigepflicht

(1) Stadtverordnete haben wahrend der Dauer ihres Mandats jeweils bis zum 1. Juli ei-
nes jeden Jahres die Mitgliedschaft oder eine entgeltliche oder ehrenamtliche Tatig-
keit in einer Korperschaft, Anstalt, Stiftung, Gesellschaft, Genossenschaft oder in ei-
nem Verband der oder dem Vorsitzenden schriftlich anzuzeigen (§ 26 a HGO).

(2) Stadtverordnete haben die Ubernahme stadtischer Auftrage und entgeltlicher Tatig-
keiten fur die Stadt der oder dem Vorsitzenden anzuzeigen. § 77 Abs. 2 HGO bleibt
unberthrt.

§4
Treupflicht

1 Stadtverordnete durfen wegen ihrer besonderen Treupflicht Anspriiche Dritter gegen
die Stadt nicht geltend machen, wenn der Auftrag mit den Aufgaben ihrer Tatigkeit im
Zusammenhang steht, es sei denn, dass sie als gesetzliche Vertreterinnen oder Ver-
treter handeln.

(2) Ob die Voraussetzungen des Vertretungsverbotes vorliegen, entscheidet die Stadt-
verordnetenversammlung.

§5

Verschwiegenheitspflicht

Die Stadtverordneten unterliegen der Verschwiegenheitspflicht des § 24 HGO. Sie haben
uber die ihnen bei ihrer Tatigkeit bekanntgewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu
bewahren, es sei denn, es handelt sich um offenkundige oder in &ffentlichen Sitzungen be-
handelte.

§6

Ordnungswidrigkeiten

Verstolie gegen die in §§ 2, 4 und 5 geregelten Pflichten zeigt die oder der Vorsitzende der
Aufsichtsbehdrde an, um ein Ordnungswidrigkeitenverfahren nach § 24 a HGO zu erwirken.

1. Fraktionen

§7
Bildung von Fraktionen

(1) Stadtverordnete kdnnen sich zu einer Fraktion zusammenschlieBen. Eine Fraktion ist
der Zusammenschluss von mindestens zwei Stadtverordneten.

(2) Eine Fraktion kann fraktionslose Stadtverordnete als Hospitantinnen oder Hospitanten
aufnehmen. Diese zahlen bei der Feststellung der Fraktionsstarke nicht mit.
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3)

(1)

(2)

(1)

(2)

3)

(4)

(®)

(6)

Die oder der Vorsitzende einer Fraktion hat deren Bildung, ihre Bezeichnung, die
Namen der Fraktionsmitglieder, der Hospitantinnen und Hospitanten sowie ihrer oder
seiner Stellvertretung der oder dem Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammliung
und dem Magistrat unverziiglich schriftlich mitzuteilen. Das Gleiche gilt im Falle der
Auflésung einer Fraktion, der Anderung ihres Namens, der Aufnahme und des Aus-
scheidens von Mitgliedern, Hospitantinnen und Hospitanten sowie bei einem Wechsel
im Vorsitz der Fraktion und ihrer Stellvertretung.

§8
Rechte und Pflichten

Die Fraktionen wirken bei der Willensbildung und Entscheidungsfindung in der Stadt-
verordnetenversammlung mit; sie kdnnen insoweit ihre Auffassung 6ffentlich darstel-
len.

Eine Fraktion kann Mitglieder des Magistrates und sonstige Personen beratend zu
ihren Sitzungen hinzuziehen. Sie unterliegen den Pflichten des § 24 HGO.

Altestenrat

§9

Altestenrat

Der Altestenrat besteht aus der oder dem Vorsitzenden der Stadtverordnetenver-
sammlung und der oder den Vorsitzenden der Fraktionen. Die Blrgermeisterin oder
der Blrgermeister kann an den Beratungen des Altestenrates teilnehmen. Die Nie-
derschriften fertigt die Schriftfihrerin oder der Schriftfihrer der Stadtverordnetenver-
sammlung.

Der Altestenrat unterstiitzt die oder den Vorsitzenden der Stadtverordnetenversamm-
lung bei der Fuhrung der Geschéfte. Die oder der Vorsitzende soll eine Verstandi-
gung zwischen den Fraktionen Uber Angelegenheiten des Geschaftsganges der
Stadtverordnetenversammlung herbeiflihren, namentlich Gber deren Arbeitsweise,
den Arbeits- und Terminplan, die Sitzordnung, die Besetzung der Stellen von Aus-
schussvorsitzenden und ihrer Stellvertretung.

Der Altestenrat kann beraten und Empfehlungen abgeben, wenn die Mehrheit seiner
Mitglieder anwesend ist. Er fasst keine bindenden Beschlisse.

Die Sitzungen des Altestenrates finden grundséatzlich auRerhalb der Sitzungswoche
der Stadtverordnetenversammlung statt. Der Altestenrat trifft sich daneben regelma-
Rig vor den Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung und bestimmt die Reihen-
folge der vorlaufigen Tagesordnung.

Die oder der Vorsitzende der Stadtverordnetenversammlung beruft den Altestenrat
nach Bedarf ein und leitet die Verhandlungen. Sie oder er ist verpflichtet, den Altes-
tenrat einzuberufen, wenn dies eine Fraktion oder die Blrgermeisterin oder der Blir-
germeister namens des Magistrates verlangt. Beruft sie oder er den Altestenrat wéh-
rend einer Sitzung der Stadtverordnetenversammlung ein, so ist diese damit unter-
brochen.

Will eine Fraktion von Vereinbarungen im Altestenrat abweichen, so unterrichtet sie
rechtzeitig vorher die oder den Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung und
die oder den Vorsitzenden der Gbrigen Fraktionen.

Seite 10 von 32
HFA/048/2011-2016



(1)

(2)

3)

(4)

(1)

(2)

3)

(1)

Stadtverordnetenversammiung

§10
Einberufung der Sitzungen

Die oder der Vorsitzende der Stadtverordnetenversammlung beruft die Stadtverord-
neten zu den Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung so oft es die Geschéafte
erfordern, jedoch mindestens alle zwei Monate einmal ein. Eine Sitzung muss unver-
zuglich einberufen werden, wenn es ein Viertel der Stadtverordneten, der Magistrat
oder die Burgermeisterin/der Blirgermeister unter Angabe der zur Verhandlung zu
stellenden Gegenstande verlangt und die Verhandlungsgegenstande zur Zustandig-
keit der Stadt und hier der Stadtverordnetenversammlung gehéren; die Stadtverord-
neten haben eigenhandig zu unterzeichnen.

Die Tagesordnung und der Zeitpunkt der Sitzung werden von der oder dem Vorsit-
zenden im Benehmen mit dem Magistrat festgesetzt. Die oder der Vorsitzende hat
Antrage, die den Anforderungen des § 26 gentigen und in die Zustandigkeit der
Stadtverordnetenversammlung fallen, auf die Tagesordnung zu setzen.

Einberufen wird mit schriftlicher Ladung an alle Stadtverordneten und den Magistrat.
Darin sind Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung der Stadtverordnetenversamm-
lung anzugeben. Die Schriftform kann durch die elektronische Form ersetzt werden,
soweit die oder der Vorsitzende eine schriftliche Einverstandniserklarung unter Anga-
be der E-Mail-Adresse vorliegt.

Zwischen dem Zugang der Ladung und dem Sitzungstag miissen mindestens drei
volle Kalendertage liegen. In eiligen Fallen kann die oder der Vorsitzende die Frist
abkirzen, jedoch muss die Ladung spatestens am Tage vor der Sitzung zugehen.
Die oder der Vorsitzende muss auf die Abklrzung im Ladungsschreiben ausdricklich
hinweisen.

§ 11
Beschlussfahigkeit

Die Stadtverordnetenversammlung ist beschlussfahig, wenn ordnungsgemaf geladen
und mehr als die Halfte der gesetzlichen Zahl der Stadtverordneten anwesend ist. Die
Beschlussfahigkeit gilt solange als vorhanden, bis das Gegenteil auf Antrag festge-
stellt wird. Die Antragstellerin oder der Antragsteller zahlt zu den anwesenden Stadt-
verordneten.

Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfahigkeit zurlickgestellt worden und tritt die
Stadtverordnetenversammlung zur Verhandlung tber denselben Gegenstand zum
zweiten Mal zusammen, so ist sie ohne Riicksicht auf die Zahl der Erschienenen be-
schlussfahig. In der Ladung zur zweiten Sitzung ist hierauf ausdrucklich hinzuweisen.

Besteht bei mehr als der Halfte der Stadtverordneten ein gesetzlicher Grund, der ihrer
Anwesenheit entgegensteht, so ist die Stadtverordnetenversammlung ohne Rucksicht
auf die Zahl der anwesenden Stadtverordneten beschlussfahig.

§12
Sitzungsordnung, Sitzungsdauer

Tonaufzeichnungen im Sitzungsraum sind grundsatzlich nur als Hilfsmittel der Schrift-
fuhrung fur die Anfertigung der Sitzungsniederschrift erlaubt. Andere Tonaufzeich-
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(2)

3)

(4)

(1)

(2)
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nungen sowie Film- und Fernsehaufnahmen durch die Medien sind nur zulassig,
wenn dies in der Hauptsatzung entsprechend geregelt ist.

Eine Internetlibertragung (sog. Live- oder Internet-Streaming) im Rahmen des Inter-
netauftritts der Stadt unter www.pohlheim.de ist nur zulassig, wenn die Stadtverord-
netenversammlung dies beschliefl3t. Dieses gilt nur fir die Sitzung der Stadtverordne-
tenversammlung, nicht jedoch fir die Ausschiisse/ Ortsbeirate/ Seniorenbeirat/ Aus-
landerbeirat.

Die Sitzungen beginnen in der Regel um 19:30 Uhr und enden um 22:30 Uhr. Die
laufende Beratung oder Entscheidung eines Verhandlungsgegenstandes wird abge-
schlossen. Unerledigte Verhandlungsgegenstande setzt die oder der Vorsitzende vor-
rangig auf die Tagesordnung der nachsten Sitzung der Stadtverordnetenversamm-
lung.

Wird eine Sitzung auf Antrag oder durch die oder den Vorsitzenden unterbrochen, so
ist sie spatestens am nachsten Tag fortzusetzen. Ist dies nicht moéglich, muss die Sit-
zung vertagt werden. Zu dieser Sitzung ist neu einzuladen.

. §13
Offentlichkeit

Die Stadtverordnetenversammlung berat und beschlie3t grundsatzlich in 6ffentlichen
Sitzungen. Sie kann fiir einzelne Angelegenheiten die Offentlichkeit ausschlieRen.
Der generelle Ausschluss der Offentlichkeit fiir bestimmte Arten von Angelegenheiten
ist unzulassig.

Antrége auf Ausschluss der Offentlichkeit werden in nicht-6ffentlicher Sitzung be-
grindet, beraten und entschieden. Die Entscheidung kann in éffentlicher Sitzung ge-
troffen werden, wenn keine besondere Begrindung oder Beratung erforderlich ist.

Beschlusse, die in nicht-6ffentlicher Sitzung gefasst worden sind, sollen nach Wie-
derherstellung der Offentlichkeit bekannt gegeben werden, soweit dies angangig ist.

Sitzungs- und Redeordnung

§14
Sitzungs- und Redeordnung

Die oder der Vorsitzende ruft die Verhandlungsgegenstande in der Reihenfolge der
Tagesordnung zur Beratung auf.

Zur Begriindung des Antrages erhalt zuerst die Antragstellerin oder der Antragsteller
das Wort. Es folgt der Bericht des Ausschusses. Danach eréffnet die oder der Vorsit-
zende die Aussprache.

Die oder der Vorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der Meldungen. Diese
erfolgen durch Handaufheben. Bei gleichzeitigen Meldungen bestimmt die oder der
Vorsitzende die Redefolge. Die Stadtverordneten kénnen ihren Platz in der Redeliste
jederzeit abtreten. Die oder der Vorsitzende kann zulassen, dass auf einen Redebei-
trag direkt, d. h. auRerhalb der Redeliste erwidert wird.

Die oder der Vorsitzende kann jederzeit das Wort ergreifen. Will sie oder er an der
Beratung teilnehmen, so hat sie oder er die Sitzungsleitung einer Stellvertrete-
rin/einem Stellvertreter zu Ubertragen.
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VIL.

Jede Stadtverordnete oder jeder Stadtverordnete soll zu einem Antrag nur einmal

sprechen. Hiervon sind ausgenommen:

- Das Schlusswort der Antragstellerin oder des Antragstellers unmittelbar vor der
Abstimmung,

- Fragen zur Klarung von Zweifeln,

- Personliche Erwiderungen.

Die oder der Vorsitzende kann zulassen, dass eine Stadtverordnete oder ein Stadt-
verordneter mehrmals zur Sache spricht. Widerspricht eine Stadtverordnete oder ein
Stadtverordneter, hat die Stadtverordnetenversammlung zu entscheiden.

Anderungen und Erganzungen zu Antragen sind vor Verweisung zuldssig und werden
gemeinsam mit dem Ursprungsantrag in den Ausschuss verwiesen.

§15
Personliche Erklarungen

Wer in den Verhandlungen persénlich genannt oder angegriffen worden ist, hat das
Recht, nach Schluss der Beratung - jedoch vor einer stattfindenden Abstimmung -
hierauf persdnlich zu erwidern und die Angriffe zurliickzuweisen und falsche Behaup-
tungen richtigzustellen. Persdnliche Erwiderungen sind nur solche Erklarungen, die
eine Stadtverordnete/ein Stadtverordneter flr sich persdnlich abgibt, nicht aber sol-
che Erklarungen, die fUr eine Fraktion oder Partei oder sonstige Gruppierungen ab-
gegeben werden.

Persdnliche Erklarungen aulRerhalb der Tagesordnung sind vor Eintritt in die Tages-
ordnung oder vor Schluss der Sitzung zugelassen. Sie sind der oder dem Vorsitzen-
den rechtzeitig vorher mitzuteilen und durfen die abgeschlossene Beratung von Ver-
handlungsgegenstanden in der Sache nicht erneut aufgreifen.

Die Redezeit fir personliche Erwiderungen und persénliche Erklarungen betragt
héchstens drei Minuten. Eine Beratung findet nicht statt.

§ 16
Mitwirkung des Magistrates

Der Magistrat nimmt an den Sitzungen teil. Er muss jederzeit zu dem Gegenstand der
Verhandlung gehort werden.

Die Blrgermeisterin oder der Burgermeister spricht fir den Magistrat. Die Blrger-
meisterin oder der Burgermeister kann eine von der Auffassung des Magistrates ab-
weichende Meinung vertreten. Dabei hat sie oder er zunachst die Auffassung des
Magistrates darzulegen und danach kann sie oder er ihre oder seine eigene Auffas-
sung vertreten. In diesem Fall kann der Magistrat eine andere Stadtratin oder einen
anderen Stadtrat als Sprecherin oder als Sprecher benennen.

Mitwirkung des Auslanderbeirates

§17
Anhorungspflicht

Die Stadtverordnetenversammlung hért den Auslanderbeirat zu allen wichtigen Angelegen-
heiten, die auslandische Einwohnerinnen und Einwohner betreffen. Sie setzt dem Auslan-
derbeirat eine Frist zur schriftlichen Stellungnahme von einem Monat. Die Stellungnahme ist
an die oder den Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung zu richten. Sie oder er
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kann die Frist in Einzelfallen angemessen verlangern oder kiirzen. AuRert sich der Auslan-
derbeirat verspatet oder gar nicht, so gilt dies als Zustimmung.

§18
Vorschlagsrecht des Auslanderbeirates

Der Auslanderbeirat hat ein Vorschlagsrecht in allen Angelegenheiten, die auslandische
Einwohnerinnen und Einwohner betreffen. Vorschlage reicht er schriftlich bei dem Magistrat
ein. Dieser legt sie mit seiner Stellungnahme der Stadtverordnetenversammlung vor, wenn
diese fur die Entscheidung zustandig ist.

Die Stadtverordnetenversammlung entscheidet in angemessener Frist Uber Vorschlage des
Auslanderbeirates. Die oder der Vorsitzende teilt die Entscheidung dem Auslanderbeirat
schriftlich mit.

§19
Rederecht in den Sitzungen

(1) Die Stadtverordnetenversammlung kann beschlieen, den Auslanderbeirat in einer
Sitzung zu einem Tagesordnungspunkt, der die Interessen der auslandischen Ein-
wohner berthrt, mindlich zu hoéren.

(2) Die Ausschusse mussen den Auslanderbeirat in ihren Sitzungen zu den Tagesord-
nungspunkten mundlich héren, die die Interessen der auslandischen Einwohnerinnen
und Einwohner beruhren. Die oder der Vorsitzende des Ausschusses Ubersendet der
Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des Auslanderbeirates eine Einladung und Ta-
gesordnung. In den Ausschusssitzungen gilt die Anhérung als erfolgt, wenn trotz ord-
nungsgemafer Ladung kein Mitglied des Auslanderbeirates in der Sitzung erscheint
und Stellung nimmt.

(3) Die mindliche Anhérung des Auslanderbeirats in den Sitzungen erfolgt in der Weise,
dass die oder der Vorsitzende des Auslanderbeirates oder ein von dieser oder die-
sem aus seiner Mitte hierzu besonders bestimmtes Mitglied Gelegenheit erhalt, die
Stellungnahme des Auslanderbeirates vorzutragen.

VIII. Mitwirkung der Ortsbeirate

§ 20
Anhorungspflicht

(1) Die Stadtverordnetenversammlung hoért den Ortsbeirat zu allen wichtigen Angelegen-
heiten, die den Stadtteil betreffen, insbesondere zu dem Entwurf des Haushaltsplanes
und den Bebauungsplanen. Sie setzt dem Ortsbeirat eine Frist zur schriftlichen Stel-
lungnahme von einem Monat. Die Stellungnahme ist an die oder den Vorsitzenden
der Stadtverordnetenversammlung zu richten. Sie oder er kann in Einzelfallen die
Frist angemessen verlangern oder kiirzen. AuRert sich der Ortsbeirat verspatet oder
gar nicht, so gilt dies als Zustimmung.

(2) Der Ortsbeirat wird nicht angehoért zu Angelegenheiten, die den Stadtteil nur als Teil
der Stadt insgesamt beriihren. Insbesondere ist er nicht vor Erlass, Anderung oder
Aufhebung von Ortsrecht zu héren, das fur alle Stadtteile der Stadt unterschiedslos
gilt und damit nur die Gesamtinteressen der Stadt angeht, die die Stadtverordneten-
versammlung zu wahren hat.

(3) Die Stadtverordnetenversammlung kann dem Ortsbeirat Angelegenheiten zur Stel-
lungnahme vorlegen. Abs. 2 gilt entsprechend.
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§ 21
Vorschlagsrecht des Ortsbeirates

Der Ortsbeirat hat ein Vorschlagsrecht in allen Angelegenheiten, die den Stadtteil angehen.
Vorschlage reicht er schriftlich bei dem Magistrat ein. Dieser legt sie mit seiner Stellungnah-
me der Stadtverordnetenversammlung vor, wenn diese fur die Entscheidung zustandig ist.
Die Stadtverordnetenversammlung entscheidet in angemessener Frist Uber Vorschlage des
Ortsbeirates. Die oder der Vorsitzende der Stadtverordnetenversammlung teilt die Entschei-
dung dem Ortsbeirat schriftlich mit.

(1)

(2)

3)

(1)

(2)

3)

(1)

(2)

§ 22
Rederecht in den Sitzungen

Die Stadtverordnetenversammlung kann beschlieen, dem Ortsbeirat in einer Sitzung
zu einem Tagesordnungspunkt, der die Interessen des Stadtteils berlhrt, ein Rede-
recht zu gewahren.

Die Ausschisse kénnen dem Ortsbeirat in ihren Sitzungen bzw. zu einzelnen Tages-
ordnungspunkten ein Rederecht einrdumen.

Das Rederecht steht der Ortsvorsteherin oder dem Ortsvorsteher zu. Der Ortsbeirat
kann das Rederecht auch einem anderen Mitglied des Ortsbeirates Ubertragen.

Mitwirkung des Seniorenbeirates

§ 23
Rederecht in den Sitzungen

Die Stadtverordnetenversammlung kann beschlieen, dem Seniorenbeirat in einer
Sitzung zu einem Tagesordnungspunkt, der die Belange der Senioren berihrt, ein
Rederecht zu gewahren.

Die Ausschisse kdnnen dem Seniorenbeirat in ihren Sitzungen bzw. zu einzelnen
Tagesordnungspunkten ein Rederecht einraumen.

Das Rederecht steht der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des Seniorenbeirates
zu. Der Seniorenbeirat kann das Rederecht auch einem anderen Mitglied des Senio-
renbeirates Ubertragen.

Zur Anwendung der Geschaftsordnung

§ 24
Antrage zur Geschiftsordnung

Ein Antrag zur Geschéaftsordnung zielt auf einen Beschluss Uber das Verfahren der
Stadtverordnetenversammlung. Hierzu gehéren insbesondere folgende Antrage:

a) auf Ausschluss oder Wiederherstellung der Offentlichkeit,
b) auf Verweisung an einen Ausschuss oder an den Magistrat,
C) auf Unterbrechung oder SchlieRung der Sitzung,

d) auf Schluss der Rednerliste oder der Debatte,

e) auf namentliche Abstimmung.

Stadtverordnete kdnnen sich jederzeit mit einem Antrag zur Geschéaftsordnung durch
Heben beider Hande melden. Ein Redebeitrag wird deswegen nicht unterbrochen. Ei-
ne Stadtverordnete oder ein Stadtverordneter kann unmittelbar nach dessen Schluss
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den Antrag zur Geschéaftsordnung vortragen und begriinden. Danach erteilt die oder
der Vorsitzende nur einmal das Wort zur Gegenrede und lasst dann tber den Antrag
abstimmen.

Far Antrage zur Geschaftsordnung einschlieRlich Begrindung sowie fur die Gegenre-
de betragt die Redezeit jeweils hdchstens drei Minuten.

Wer bereits zum Beratungsgegenstand gesprochen hat, kann Antrage gemaR § 24
Abs. 1 c und d nicht stellen, es sei denn, dass sie/er bisher als Antragsteller/in oder
Berichterstatter/in das Wort hatte.

Beratung der Tagesordnung

§ 25
Andern und Erweitern der Tagesordnung

Die Stadtverordnetenversammlung kann die Tagesordnung andern. Sie kann insbe-
sondere beschlielRen,

- die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte zu andern,

- Tagesordnungspunkte abzusetzen oder

- Tagesordnungspunkte zu teilen oder miteinander zu verbinden.

Die Stadtverordnetenversammlung kann beschlieen, die Tagesordnung um Angele-
genheiten zu erweitern, die nicht auf der Einladung verzeichnet waren, wenn dem
zwei Drittel der gesetzlichen Zahl der Stadtverordneten zustimmen. Eine Erweiterung
um Wahlen, um die Beschlussfassung liber die Hauptsatzung und ihre Anderungen
sind ausgeschlossen.

Die Tagesordnung besteht aus den Teilen A und B.

Teil A betrifft Angelegenheiten, Gber die ohne Beratung im Block abgestimmt werden
kann; Teil B solche, Uber die nach Beratung einzeln abgestimmt werden kann.

Ob Uber die Verhandlungsgegenstande des Teiles A ohne Beratung im Block abge-
stimmt werden soll, entscheidet die Stadtverordnetenversammlung am Anfang der
Sitzung.

Auf Verlangen einer Stadtverordneten oder eines Stadtverordneten ist ein Verhand-
lungsgegenstand nach Teil B zu Uberfihren.

Die oder der Vorsitzende nimmt in Teil A die Verhandlungsgegenstande auf, fur die
ein einstimmiger Beschlussvorschlag des zustandigen oder federfiihrenden Aus-
schusses vorliegt oder fur die sie oder er eine Beratung nicht erwartet.

Die Beratung und Entscheidung von Angelegenheiten im Zusammenhang mit der
Aufstellung, Anderung oder Aufhebung von Bauleitplanen und sonstigen Satzungen
ist abweichend von der Bestimmung in Abs. 4 immer in Teil B aufzunehmen.

Flr die Zuordnung der einzelnen Tagesordnungspunkte in die jeweiligen Sitzungsteile
konnen in der die Stadtverordnetenversammilung vorbereitenden Sitzung des Altes-
tenrates Vorschlage seitens der Mitglieder des Altestenrates unterbreitet werden.
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Vorlagen und Antrage

§ 26
Antrage

Die Stadtverordneten, jede Fraktion, der Magistrat und die Burgermeisterin oder der
Blrgermeister kdbnnen Antrage in die Stadtverordnetenversammlung einbringen.

Antrage sind schriftlich und von der Antragstellerin oder vom Antragsteller unter-
zeichnet bei der oder dem Vorsitzenden oder bei einer von der oder dem Vorsitzen-
den zu bestimmenden Person in der Verwaltung einzureichen. Eine Einreichung
durch Fax, Computerfax und E-Mail ist ausreichend. Bei Antragen von Fraktionen ge-
nugt - aulRer im Falle des § 56 Abs. 1 Satz 2 HGO - die Unterschrift der oder des Vor-
sitzenden oder ihrer oder seiner Stellvertretung. Zwischen dem Zugang der Antrage
bei der oder dem Vorsitzenden und dem Sitzungstag mussen mindestens 10 volle
Kalendertage liegen.

Dies gilt auch fur Antrage des Magistrates und der Birgermeisterin oder des Birger-
meisters. Alle Antrage werden spatestens mit der Ladung zur Sitzung jeder Stadtver-
ordneten und jedem Stadtverordneten zugeleitet.

Antrage mussen begriindet sein und eine klare fur die Verwaltung ausflihrbare An-
weisung enthalten. Beschlussvorschlag und Begriindung sind voneinander zu tren-
nen.

Zur Vorbereitung einer Entscheidung der Stadtverordnetenversammlung verweist die
oder der Vorsitzende Antrage an den zustandigen Ausschuss, wenn die Antragstelle-
rin oder der Antragsteller dies bestimmt hat.

Verspatete Antrage nimmt die oder der Vorsitzende auf die Tagesordnung der fol-
genden Sitzung.

Ist die Anhérung eines Ortsbeirates und/oder des Auslénderbeirates erforderlich, be-
vor die Stadtverordnetenversammlung entscheidet, so leitet die oder der Vorsitzende
diese unverzuglich nach Eingang des Antrages ein. Die oder der Vorsitzende setzt
dem Ortsbeirat und/oder dem Auslanderbeirat eine Frist zur Stellungnahme. Dabei
sind die §§ 17, 19, 20 und 22 zu beachten.

Wahrend der Sitzung sind mindliche Antrage, die einen Gegenstand der Tagesord-
nung erganzen oder andern, zulassig. Diese sind in die Niederschrift aufzunehmen.

§ 27
Sperrfrist fur abgelehnte Antrage

Hat die Stadtverordnetenversammlung einen Antrag abgelehnt, so kann dieselbe An-
tragstellerin oder derselbe Antragsteller diesen frihestens nach einem Jahr erneut
einbringen.

Ein Antrag nach Abs. 1 ist vor Ablauf der Sperrfrist zulassig, wenn die Antragstellerin
oder der Antragsteller begriindet darlegt, dass die Ablehnungsgriinde entfallen sind.
Die oder der Vorsitzende entscheidet uber die Zulassung des Antrages. Wird der An-
trag abgelehnt, kann die Entscheidung der Stadtverordnetenversammlung angerufen
werden.
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§ 28
Ricknahme von Antragen

Antrage kénnen bis zur Abstimmung von der Antragstellerin bzw. dem Antragsteller oder den
Antragstellern zurickgenommen werden. Bei gemeinschaftlichen Antragen mehrerer Stadt-
verordneter mussen diese die Rucknahme erklaren.

§ 29
Unerledigte Antrage

Unerledigte Antrage werden jeweils drei Monate vor Jahresende durch den Stadtverordne-
tenvorsteher mitgeteilt bzw. drei Monate vor Ende der Wahlzeit der Stadtverordnetenver-
sammlung zur Entscheidung vorgelegt.

§ 30
Antragskonkurrenz

(1) Hauptantrag ist ein Antrag, der als Gegenstand auf der Tagesordnung der Stadtver-
ordnetenversammlung steht.

(2) Anderungsantrag ist ein Antrag, der den Inhalt des Hauptantrages geringfiigig andert
und die Einschrankung oder Erweiterung eines zur Beratung stehenden Antrages be-
zwecken will, ohne seinen wesentlichen Inhalt aufzuheben.

(3) Konkurrierender Hauptantrag ist ein Antrag, der zum Inhalt des Hauptantrages im
Gegensatz steht oder diesen in der wesentlichen Zielrichtung verandert.

(4) Anderungsantrage und konkurrierende Hauptantrage kdnnen bis zur Abstimmung
Uber den betreffenden Hauptantrag von jedem/jeder Stadtverordneten gestellt wer-
den. Die oder der Vorsitzende kann verlangen, dass die Antrage schriftlich formuliert
werden; wenn sie noch nicht verteilt sind, werden sie verlesen.

(5) Antrage, die nicht unter die Abs. 1 - 3 fallen und andere Gegenstande als in der Ta-
gesordnung bezeichnet zum Inhalt haben, bendtigen zu ihrer Behandlung zwei Drittel
der gesetzlichen Zahl der Stadtverordneten.

(6) Fir die Reihenfolge der Abstimmung gilt § 33 Abs. 4.

§ 31
Bekanntmachung

Vorlagen und Antrage sowie Anderungsantrage und konkurrierende Hauptantrage sind -
soweit sie auf der Tagesordnung bertcksichtigt werden und schriftlich vorliegen - als Druck-
sache allen Stadtverordneten und den Mitgliedern des Magistrats sieben Kalendertage vor
der Sitzung zuzuleiten. Sie sind mit einer unverwechselbaren Nummer zu versehen.

§ 32
Anfragen

(1) Stadtverordnete sowie Fraktionen kdnnen zum Zwecke der Uberwachung der Verwal-
tung schriftliche Anfragen i. S. v. § 50 Abs. 2 HGO an den Magistrat stellen. Hiervon
nicht umfasst sind Anfragen zu Auftragsangelegenheiten im Sinne des § 4 Abs. 2
HGO. Die Schriftform kann durch die elektronische Form ersetzt werden. Die Anfra-
gen sind entweder bei der oder dem Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung
oder beim Magistrat einzureichen. Die oder der Vorsitzende der Stadtverordnetenver-
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sammlung leitet die bei ihm eingehenden Anfragen innerhalb einer Frist von einer
Woche an den Magistrat zur Beantwortung weiter. Der Magistrat beantwortet die An-
fragen schriftlich oder mindlich in einer Sitzung der Stadtverordnetenversammlung.
Bei mindlicher Beantwortung findet keine Erérterung statt. Der Fragestellerin oder
dem Fragesteller sind zwei Zusatzfragen zu gestatten.

Unbeschadet des Abs. 1 sind die Stadtverordneten berechtigt, zu den Tagesord-
nungspunkten in den Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung Fragen zu stellen.

Fragen, die nicht dem Zwecke der Uberwachung i. S. v. § 50 Abs. 2 HGO dienen,
sondern lediglich der Information der Fragestellerin bzw. des Fragestellers, sind ledig-
lich im Rahmen des Abs. 2 gestattet.

Abstimmung

§33
Abstimmung

Beschllsse werden, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, mit der Mehrheit
der abgegebenen Stimmen gefasst. Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt.
Stimmenthaltungen und unglltige Stimmen zahlen zur Berechnung der Mehrheit nicht
mit.

Die Mitglieder stimmen durch Handaufheben offen ab. Geheime Abstimmung ist un-
zuldssig; § 40 Abs. 1 Satz 2 HGO und § 55 Abs. 3 HGO bleiben unberthrt.

Nach Schluss der Beratung stellt die oder der Vorsitzende die endgliltige Fassung
des Antrages fest und lasst darliber abstimmen. Dabei fragt sie oder er stets, wer
dem Antrag zustimmt. Nur bei der Gegenprobe darf sie oder er fragen, wer den An-
trag ablehnt.

Bei Antragskonkurrenz ist zunachst Gber den in der Sache weitest gehenden Antrag
abzustimmen. Ist dies nicht feststellbar, wird zunachst Uber die konkurrierenden
Hauptantrage und dann tber die Anderungsantrage abgestimmt. Uber den Hauptan-
trag selbst wird zuletzt abgestimmt. Uber die endgiiltige Reihenfolge der Abstimmung
entscheidet die oder der Vorsitzende.

Auf Verlangen einer Fraktion oder eines Viertels der gesetzlichen Zahl der Stadtver-
ordneten wird namentlich abgestimmt. Die oder der Vorsitzende befragt jede Stadt-
verordnete und jeden Stadtverordneten einzeln Uber ihre oder seine Stimmabgabe;
die Schriftfihrerin oder der Schriftflihrer vermerkt die Stimmabgabe jeder Stadtver-
ordneten und jedes Stadtverordneten in der Niederschrift. Hiervon unberthrt bleibt
das Recht jeder Stadtverordneten und jedes Stadtverordneten, ihre bzw. seine Ab-
stimmung in der Niederschrift namentlich festzuhalten.

Die oder der Vorsitzende stellt das Abstimmungsergebnis unverziiglich fest und gibt
es bekannt. Werden sofort danach begriindete Zweifel an der Feststellung vorge-
bracht, so Iasst sie oder er die Abstimmung unverzuglich wiederholen.
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Wahlen

§34
Wahlen

Fir die von der Stadtverordnetenversammlung vorzunehmenden Wahlen gelten die
Bestimmungen des § 55 HGO sowie die fur sinngemaf anwendbar erklarten Vor-
schriften des Kommunalwahlgesetzes. § 62 Abs. 2 HGO bleibt unberihrt.

Wabhlleiter/in ist die oder der Vorsitzende. Sie/Er kann sich zur Unterstitzung von je-
der Fraktion ein Mitglied als Wahlhelfer/in benennen lassen. Die/der Wahlleiter/in hat
die Wahlhandlung vorzubereiten, durchzufuhren, auf ihre OrdnungsmaRigkeit zu
Uberwachen und das Ergebnis zu ermitteln. Er gibt das Wahlergebnis bekannt.

Der Verlauf und das Ergebnis der Wahl sind in der Niederschrift festzuhalten.
Ausschiisse

§ 35
Bildung der Ausschiisse, Stellvertretung

Die Bildung der Ausschusse erfolgt nach § 62 HGO. Hat die Stadtverordnetenver-
sammlung beschlossen, dass sich alle oder einzelne Ausschisse nach dem Star-
keverhaltnis der Fraktionen zusammensetzen sollen, benennen die Fraktionen der
oder dem Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung innerhalb einer Woche
nach dem Beschluss schriftlich die Ausschussmitglieder. Die oder der Vorsitzende
gibt der Stadtverordnetenversammlung die Zusammensetzung schriftlich bekannt.
Nachtragliche Anderungen des Starkeverhaltnisses der Fraktionen, die sich auf die
Zusammensetzung der Ausschisse auswirken, sind zu berlcksichtigen. In diesem
Fall werden die Ausschussmitglieder von den Fraktionen der oder dem Vorsitzenden
der Stadtverordnetenversammlung und der oder dem Vorsitzenden des Ausschusses
schriftlich benannt.

Die Mitglieder der Ausschiusse kdnnen sich im Einzelfall durch andere Stadtverordne-
te vertreten lassen. Sie haben bei Verhinderung unverziglich fur eine Vertretung zu
sorgen und der Vertreterin oder dem Vertreter Ladung und Sitzungsunterlagen aus-
zuhandigen.

Die von einer Fraktion benannten Ausschussmitglieder kbnnen von dieser abberufen
werden; die Abberufung ist gegeniber der oder dem Vorsitzenden der Stadtverordne-
tenversammlung und der oder dem Vorsitzenden des Ausschusses schriftlich oder
elektronisch zu erklaren. Die Neubenennung erfolgt nach Abs. 1 S. 2 und 3.

§ 36
Aufgaben der Ausschisse

Sind Antrage an die Ausschlisse verwiesen, so bereiten diese fir ihr Aufgabengebiet
die BeschlUsse der Stadtverordnetenversammlung vor. Sie entwerfen hierzu einen
entscheidungsreifen Beschlussvorschlag, der als Antrag im Sinne des § 26 der Ge-
schaftsordnung anzusehen ist. Die Ausschussvorsitzenden oder dazu besonders be-
stimmte Mitglieder berichten der Stadtverordnetenversammlung mindlich in gedrang-
ter Form Uber den Inhalt und das Ergebnis der Ausschussberatungen und die tragen-
den Grunde fur den Beschlussvorschlag.
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(2) Die Stadtverordnetenversammlung bestimmt einen Ausschuss als federflihrend,
wenn sie Antrage an mehrere Ausschusse verweist. Die beteiligten Ausschusse
Ubermitteln ihre schriftliche Stellungnahme in angemessener Frist an den federfuh-
renden Ausschuss, der diese in seinem Bericht mit vortragt.

(3) Hat die Stadtverordnetenversammlung einem Ausschuss bestimmte Angelegenheiten
oder bestimmte Arten von Angelegenheiten zur endgultigen Entscheidung tUbertra-
gen, so kann sie dies jederzeit widerrufen und die Entscheidung an sich ziehen.

. § 37
Einladung, Offentlichkeit, sinngemaR anzuwendende Vorschriften

(1) Die oder der Vorsitzende des Ausschusses setzt Tagesordnung, Zeit und Ort der Sit-
zungen im Benehmen mit der oder dem Vorsitzenden der Stadtverordnetenversamm-
lung und dem Magistrat fest.

(2) Die Sitzungen der Ausschisse sind in der Regel 6ffentlich. § 13 gilt entsprechend.

(3) Fur den Geschéaftsgang der Ausschusse finden die Vorschriften dieser Geschaftsord-
nung sinngemafy Anwendung, soweit sich nicht ausdrucklich aus dem Gesetz oder
aus dieser Geschaftsordnung Abweichendes ergibt.

§ 38
Stimmrecht, Teilnahme von Mitgliedern anderer Gremien bzw. Gruppierungen

(1) Ein Stimmrecht haben alleine die Mitglieder des Ausschusses. Die oder der Vorsit-
zende der Stadtverordnetenversammlung und ihre oder seine Stellvertreterinnen
und/oder Stellvertreter sind berechtigt, an den Ausschusssitzungen mit beratender
Stimme teilzunehmen. Fraktionen, auf die bei der Besetzung eines Ausschusses kein
Sitz entfallen ist, sind berechtigt, in diesen ein Mitglied mit beratender Stimme zu ent-
senden.

(2) Wer einen Antrag gestellt hat, kann diesen in den Ausschissen begrinden, auch
wenn er ihnen nicht als Mitglied angehdrt.

(3) Der Magistrat nimmt an den Ausschusssitzungen teil. § 16 gilt entsprechend. Sonsti-
ge Stadtverordnete kénnen - auch an nicht-6ffentlichen Sitzungen - nur als Zuhdre-
rinnen oder Zuhdrer teilnehmen. Fur den Wahlvorbereitungsausschuss gelten die be-
sonderen Regeln des § 42 Abs. 2 HGO.

(4) Die Ausschusse konnen Vertreterinnen und Vertreter derjenigen Bevolkerungsgrup-
pen, die von ihrer Entscheidung vorwiegend betroffen werden, und Sachverstandige
zu den Beratungen zuziehen. Darlber hinaus kénnen sie die Beirate der Stadt sowie
Kommissionen nach MalRgabe der Regelungen in VII. bis IX. an ihren Sitzungen be-
teiligen.

XVI. Ordnungsbestimmungen

§ 39
Ordnungsgewalt und Hausrecht

(1) Die oder der Vorsitzende handhabt die Ordnung in den Sitzungen der Stadtverordne-
tenversammlung und bt das Hausrecht aus. Der Ordnungsgewalt und dem Haus-
recht unterliegen alle Personen, die sich in den Beratungsraumen aufhalten.
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(2) Die Ordnungsgewalt und das Hausrecht umfassen insbesondere das Recht der oder
des Vorsitzenden

- die Sitzung zu unterbrechen oder zu schliel3en, wenn der ordnungsgemalie Ver-
lauf gestort wird,

- die Personen, die sich ungebuhrlich benehmen oder die Ordnung der Versamm-
lung stdren, zu ermahnen und notfalls aus dem Sitzungssaal zu verweisen,

- bei stérender Unruhe unter den Zuhérern nach Abmahnung die Zuhdrerplatze
des Sitzungssaales raumen zu lassen, wenn sich die Stérung anders nicht besei-
tigen lasst.

Kann sich die oder der Vorsitzende kein Gehdr verschaffen, so verlasst sie oder er

den Sitz. Damit ist die Sitzung unterbrochen.

§ 40
OrdnungsmaRBnahmen gegeniiber Stadtverordneten sowie Mitgliedern des Magistrates

(1) Die oder der Vorsitzende ruft Stadtverordnete sowie Mitglieder des Magistrates zur
Sache, die bei ihrer Rede vom Verhandlungsgegenstand abschweifen. Sie oder er
kann nach wiederholtem Sachruf das Wort entziehen, wenn die oder der Redebe-
rechtigte erneut Anlass zu einer OrdnungsmafRnahme gegeben hat.

(2) Die oder der Vorsitzende entzieht der Stadtverordneten oder dem Stadtverordneten
oder dem Mitglied des Magistrates das Wort, wenn sie oder er es eigenmachtig er-
griffen hat oder die Redezeit (iberschreiten. Ist das Wort entzogen, so wird es ihr
bzw. ihm zu demselben Tagesordnungspunkt nicht wieder erteilt. Die Malinahme und
ihr Anlass werden nicht erortert.

3) Die oder der Vorsitzende ruft die Stadtverordnete oder den Stadtverordneten oder
das Mitglied des Magistrates bei ungebuhrlichem oder ordnungswidrigem Verhalten
mit Nennung des Namens zur Ordnung.

(4) Die oder der Vorsitzende kann eine Stadtverordnete oder einen Stadtverordneten bei
wiederholtem ungebiihrlichem oder ordnungswidrigen Verhalten fir einen oder meh-
rere, hdchstens fir drei Sitzungstage ausschliel3en. Die Betroffene oder der Betroffe-
ne kann ohne aufschiebende Wirkung die Entscheidung der Stadtverordnetenver-
sammlung anrufen. Diese ist in der nachsten Sitzung zu treffen.

XVII. Niederschrift

§ 41
Niederschrift

(1) Uber den wesentlichen Inhalt der Verhandlungen der Stadtverordnetenversammiung
ist eine Niederschrift zu fertigen. Sie soll sich auf die Angabe der Anwesenden, der
verhandelten Gegensténde, der gefassten Beschlisse und der vollzogenen Wahlen
beschranken. Die Abstimmungsergebnisse sowie Verlauf und Ergebnisse von Wah-
len sind festzuhalten. Jede Stadtverordnete und jeder Stadtverordneter kann vor Be-
ginn der Stimmabgabe verlangen, dass ihre bzw. seine Abstimmung in der Nieder-
schrift festgehalten wird.

(2) Die Niederschrift ist von der oder dem Vorsitzenden sowie von der Schriftfihrerin
oder dem Schriftfiihrer zu unterzeichnen. Zu Schriftfihrern konnen nur Personen aus
dem in § 61 Abs. 2 Satz 2 HGO bezeichneten Personenkreis gewahlt werden. Die
Schriftfiihrerin oder der Schriftflhrer ist fir den Inhalt der Niederschrift alleine verant-
wortlich.
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(3) Die Niederschrift liegt ab dem 10. Tage nach der Sitzung fir die Dauer einer Woche
in der Stadtverwaltung, Ludwigstraflde 31, Zimmer 14, zur Einsicht fur die Stadtver-
ordneten und die Mitglieder des Magistrates offen. Gleichzeitig ist die Niederschrift im
Ratsinformationsprogramm zu veroffentlichen. Wenn es zwischen der oder dem Vor-
sitzenden und der Stadtverordneten oder dem Stadtverordneten zuvor vereinbart
wurde, kann die Niederschrift auf Wunsch schriftlich zugestellt werden.

(4) Stadtverordnete sowie Mitglieder des Magistrates kénnen Einwendungen gegen die
Richtigkeit der Niederschrift innerhalb von sieben Tagen nach der Offenlegung bei
der oder dem Vorsitzenden schriftlich erheben. Eine Einreichung durch Fax, Compu-
terfax oder E-Mail ist ausreichend. Die Einwendung ist zu begriinden. Uber fristge-
rechte Einwendungen entscheidet die Stadtverordnetenversammlung in der nachsten
Sitzung.

(5) Zur Information der Bevélkerung wird der wesentliche Inhalt der Niederschrift in ge-
eigneter Weise veroffentlicht, soweit er sich nicht auf Verhandlungsgegenstande be-
zieht, die in nicht-6ffentlicher Sitzung erortert wurden.

(6) Die Sitzung wird mit Tontrager aufgezeichnet. Dieser ist von der Verwaltung aufzu-
bewahren und kann auf Antrag von jeder Stadtverordneten und jedem Stadtverordne-
ten und den Mitgliedern des Magistrates in den Raumen der Verwaltung bis zum Ab-
lauf der Frist des Abs. 4 - bei Einwendungen bis zur Unanfechtbarkeit der Entschei-
dung - abgehort werden. Danach wird die Aufzeichnung geldscht.

XVIIl. Mitwirkung von Vertreterinnen und Vertretern von sonstigen Beiraten, Kom-
missionen und Sachverstandigen

§42
Sonstige Beteiligungsrechte gemat § 8 c HGO

Die Stadtverordnetenversammlung kann Vertreterinnen und Vertretern von sonstigen Beira-
ten der Stadt, Kommissionen und Sachverstandigen fur Angelegenheiten, die in deren Tatig-
keitsbereich fallen, Anhérungs-, Vorschlags- und Rederechte einrdumen.

XIX. Schlussbestimmungen

§43
Auslegung der Geschaftsordnung

(1) Uber wahrend einer Sitzung der Stadtverordnetenversammlung auftretende Zweifel
Uber die Auslegung dieser Geschaftsordnung entscheidet die oder der Vorsitzende
fur den Einzelfall. Wenn Uber die Auslegung der Geschaftsordnung Zweifelsfragen
von grundsatzlicher Bedeutung auftauchen, fihrt die oder der Vorsitzende zunachst
eine Stellungnahme des Altestenrates herbei, der die Angelegenheit nétigenfalls der
Stadtverordnetenversammlung zur Entscheidung vorlegt.

(2) Die Stadtverordnetenversammlung kann beschlief3en, im Einzelfall von den Bestim-
mungen dieser Geschaftsordnung abzuweichen, wenn gesetzliche Vorschriften nicht
entgegenstehen

§ 44
Arbeitsunterlagen

Jedem Mitglied der Stadtverordnetenversammlung und der Ausschusse ist auf Verlangen
eine Textausgabe der Hessischen Gemeindeordnung sowie je eine Ausfertigung der Haupt-

Seite 23 von 32
HFA/048/2011-2016



satzung der Stadt und dieser Geschéaftsordnung auszuhandigen. Werden diese wahrend der
Wahlzeit geandert, so gilt die in Satz 1 getroffene Bestimmung auch fur die gednderte Fas-
sung.

§ 45
In-Kraft-Treten

Diese Geschaftsordnung fiir die Stadtverordnetenversammlung und die Ausschiisse der
Stadt Pohlheim tritt am Tag nach der Beschlussfassung in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Geschaftsordnung flur die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Pohl-
heim vom 10. September 1994, in der Fassung vom 1. September 2007, aul3er Kraft.

Pohlheim,
Jakob Ernst Kandel
Stadtverordnetenvorsteher”

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen

TOP 13 Ausbau des Radweges Garbenteich-Neue Mitte - Liickenschluss
Vorlage: STV-420/2011-2016

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung folgende Be-
schlussfassung:

Im Haushalt 2015 wird eine Uberplanmafige Auszahlung i. H. v. 54 TEUR bereitgestellt.

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen
1 Enthaltung

TOP 10 Beratung und Beschlussfassung liber die Haushaltssatzung 2016 mit ihren
Anlagen (Zweite Lesung)
Vorlage: STV-398/2011-2016

Burgermeister Schoffmann teilt zu Beginn mit, dass der Landkreis GieRen mit heute einge-
gangenen Schreiben die Hohe des Hebesatzes flir die Schulumlage fur 2016 mitteilte. Infol-
ge dessen erhdht sich die zu zahlende Schulumlage um rd. 271 TER und verschlechtert da-
mit das Ergebnis.

Der Vorsitzende tragt die Antrage vor und die antragstellenden Fraktionen geben teilweise
Erlauterungen dazu ab. Die vom Vorsitzenden Michael Lemcke erarbeitete Zusammenstel-
lung der Antrage (Anlage 5) wird dem Protokoll beigefugt

Die Antrage sind nach Teilhaushalte/Kostenstellen aufsteigend gelistet.

Ergebnishaushalt:

1. S. 81 — Hauptverwaltung - Personalaufwendungen
Antrag der Fraktionen SPD, Blindnis 90/Die Griinen und FW den Ansatz bei dem
Sachkonto 6201000 u.a. von 362.600 € um 40 TER auf 322.600 € zu kurzen (0,5
Stelle — EG 12 Gesundheitsmanagement).
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Blrgermeister Schoffmann verliest eine Ausarbeitung der Verwaltung und teilt den
Fraktionen mit, dass Aufwendungen fir diese Stelle sich auf 29.740,22 € belaufen.

. S. 144 — Heimatpflege
Antrag der Fraktionen SPD, Bundnis 90/Die Grunen und FW 2 TER fur Erhaltungs-
mafRnahmen an der Burg in Gruningen einzustellen.

. S. 149 — Allgem. sonstige soziale Hilfen

Antrag der Fraktionen SPD, Blndnis 90/Die Grinen und FW den Haushaltsansatz fur
die Fluchtlingshilfe von 100 TER um 90 TER auf 10 TER zu reduzieren. Der Haus-
haltsansatz sei mit einem Sperrvermerk zu versehen. Konzepte und Malknahmen zur
Verausgabung der Mittel bzgl. der steigenden Flichtlingszahlen seien den politischen
Gremien vor Freigabe erst offen zu legen.

S. 149 Allgem. sonstige soziale Hilfen

Antrag der Fraktionen SPD, Bundnis 90/Die Grinen und FW die Personalaufwen-
dungen bei dem Sachkonto 6201000 u.a. von insg. 25.860 € (Generationenbriicke)
mit einem Sperrvermerk zu versehen. Die Konzeptionierung fir die ,Generationen-
briicke” sowie die beabsichtigte Stellenausschreibung sei den politischen Gremien
vor Freigabe erst offen zu legen.

Burgermeister Schoffmann tragt hierzu eine Ausarbeitung der Verwaltung vor.

. S. 149 - Allgem. sonstige soziale Hilfen
Antrag des STV Schéafer den Haushaltsansatz fir die Flichtlingshilfe von 100 TER
auf 50 TER herabzusetzen.

STV Schéfer teilt in dieser Sitzung mit, dass der Sperrvermerk aus seinem Antrag
gestrichen werden solle.

. S. 150 - Jugendhilfe

Antrag der Fraktionen SPD, Bindnis 90/Die Grunen und FW 40 TER bei dem Sach-
konto 6120000 fur die Konzepterstellung flur die aufsuchende Jugendar-
beit/Streetworker einzustellen und den Ansatz mit einem Sperrvermerk zu versehen.
Die Konzeptionierung fur die aufsuchende Jugendarbeit mit einem externen bzw.
freien Trager sei den politischen Gremien vor Freigabe erst offen zu legen.

. S. 150 — Jugendhilfe — Personalaufwand

Antrag der Fraktionen SPD, Blndnis 90/Die Grinen und FW den Haushaltsansatz fir
die Konzeptionierung fiir die aufsuchende Jugendarbeit durch eigenes Personal von
112.740 € um 52.290 € auf 60.450 € zu kurzen.

. S. 155 — Betreuung von Jugendlichen an Schulen

Antrag der Fraktionen SPD, Blindnis 90/Die Griinen und FW den Ansatz vom Sach-
konto 7122000 Zuweisungen fir laufende Zwecke an Gemeinden, fur die Umsetzung
des ,Pakt fur den Nachmittag“ in den Grundschulen von Watzenborn-Steinberg, Gar-
benteich und Hausen von 10 TER um 10 TER auf 20 TER zu erhéhen.

Burgermeister Schoffmann teilt dem Ausschuss den errechneten Zuschuss (110 €
pro Kind) fur die Schilerbetreuung an den Grundschulen im Jahr 2016 mit. Die Ta-
belle mit den Zahlen pro Ortsteil wird dem Protokoll beigefligt (Anlage 2).

. S. 155 — Betreuung von Jugendlichen an Schulen
KSt 06450104 SK 7127000 Zuschusse an die Betreuungsvereine 5.200 €
und SK 7122000 Zuweisungen Pakt fur den Nachmittag 10 T€
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Antrag der CDU-Fraktion beide Haushaltsstellen und Bezeichnung zusammenzufas-
sen und damit den Ansatz um insg. 4.800 € zu erhdhen:
Zuweisungen fur die Betreuung von Jugendlichen an Schulen  insgesamt 20.000 €.

10. S. 159 — Kita Germaniastr.
Antrag der Fraktionen SPD, Bindnis 90/Die Grinen und FW den Ansatz bei dem
Sachkonto 6161000 Instandhaltung Gebaude flir die Renovierung im Rahmen der
Umnutzung von 140 TER um 20 TER auf 120 TER zu kirzen, da die Malnahme in-
vestiv und somit dem Investitionsprogramm zuzuordnen sei.

Blrgermeister Schoffmann flhrt aus, dass laut Mitteilung der Revision die bisherige
Zuordnung zutreffend sei. Die betreffende Mitteilung ist dem Protokoll beigefugt (An-
lage 3)

11.S. 159 — Kita Germaniastr.
Antrag der Fraktionen SPD, Bindnis 90/Die Grunen und FW den Teilbetrag 53.500 €
des Ansatzes bei dem Sachkonto 7127000 Zuschisse an private Unternehmen mit
einem Sperrvermerkt zu versehen. Die Konzeptionierung mit der Lebenshilfe sowie
das zukinftige Vertragsverhaltnis mit der Lebenshilfe seien den politischen Gremien
vor Freigabe erst offen zu legen.

12.S. 156-179-1 — Kitas allgemein
Antrag der Fraktionen SPD und FW den Ansatz des jeweiligen Sachkontos 5110000
offentlich rechtliche Benutzungsgebihren wegen der Streichung der 30 % igen Erho-
hung um einen Gesamtbetrag von 180 TER zu kiirzen.

13.S. 156 — 179-2 — Kita allgemein
Die Fraktionen CDU und Bundnis 90/Die Grinen legen zur Drucksache STV-
412/2011-2016 einen Anderungsantrag vor. Siehe A-421/2011-2016

Anmerkung der Verwaltung: Die hieraus resultierenden Einnahmen werden noch vor-
gelegt.

14.S. 156 — 179-3 — Kita allgemein
Antrag des STV Schéfer die Beitrage anstelle um 30 % um 5 % zu erhéhen und die
Ansatze entsprechend zu reduzieren.

15.S. 193 - Sporthalle Holzheim
Antrag der Fraktionen SPD, Bindnis 90/Die Grinen und FW den Ansatz des Sach-
kontos 6163000 — Instandhaltung Einrichtung flr das Anbringen eines Prallschutzes
von 26 TER um 20 TER auf 6 TER zu senken, da es sich hierbei um eine investive
MafRnahme handele und diese somit dem Investitionsprogramm zuzuordnen sei.

Burgermeister Schoffmann fuhrt aus, dass laut Mitteilung der Revision diese Mal}3-
nahme dem Finanzhaushalt zugeordnet werden kdnne. Die betreffende Mitteilung ist
dem Protokoll beigefugt (Anlage 3).

16.S. 197 — Freibad Holzheim
Antrag der Fraktionen SPD, Bundnis 90/Die Grunen und FW den Haushaltsansatz
des Sachkontos 6069000 sonstiger Aufwand fir Reparatur und Instandhaltung von 3
TER um 10 TER auf 13 TER zu erh6hen, da die Instandhaltung der Gehwege im
Wesentlichen per Eigenleistungen erfolge.
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17.S. 220 — Umweltschutzmalinahmen

Antrag der FW-Fraktion den Ansatz von 15 TER bei dem Sachkonto 6179000 Andere
sonstige Aufwendungen fur bezogene Leistungen mit einem Sperrvermerk zu verse-

hen. (Vertrag mit neuem Dienstleister und Uberarbeitung Tatigkeitsbeschreibung und
Erfolgskontrolle. Bericht im Fachausschuss. Aufbau stadtischer Kompetenzen)

18. S. 230 Mehrzweckgebaude Dorf-Glill

Antrag der Fraktionen SPD, Blindnis 90/Die Grinen und FW 40 TER fir die Umbau-
mafnahmen des Il. Bauabschnittes einzustellen.

Anmerkung der Verwaltung: Die antragstellenden Fraktionen beantragten die Einstel-
lung im Finanzhaushalt. Bisher wurde diese MalRnahme jedoch im Ergebnishaushalt

berlcksichtigt. Die MaRnahme wird derzeit umgesetzt und die Mittel sind im aktuellen
Haushalt veranschlagt (iber HHR). Mittel werden, soweit verfligbar und notwendig in
das Jahr 2016 Ubertragen.

19. S. 235 — Limeshalle Griningen

Antrag der Fraktionen SPD, Blindnis 90/Die Grinen und FW den Ansatz fiir die Um-
stellung der Saalbeleuchtung auf LED bei dem Sachkonto 6162000 Instandhaltung
technische Anlagen zu streichen und die Mallhahme dem Investitionsprogramm zu-
zuordnen, da investiv.

Blrgermeister Schoffmann flhrt aus, dass laut Mitteilung der Revision die bisherige
Zuordnung zutreffend sei. Die betreffende Mitteilung ist dem Protokoll beigefligt (An-
lage 3).

STV Alexander erwahnt in diesem Zusammenhang einen Erlass des Ministeriums fir
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit. Dieser wird dem Protokoll ebenfalls bei-
geflgt (Anlage 4).

Es folgt eine Sitzungsunterbrechung von 20.53 — 21.07 Uhr.

Finanzhaushalt/Investitionsprogramm

1.

1010004-02 Beschaffung EDV Hardware
STV Schéfer beantragt die Reduzierung des Ansatzes auf 10 TER.

STV Schafer andert seinen Antrag in der HFA Sitzung dahingehend ab, dass die
Streichung des Ansatzes beantragt wird.

1010004-07 Beschaffungen Verwaltung

Antrag der Fraktionen SPD, Blindnis 90/Die Griinen und FW den Ansatz von 55 TER
hinsichtlich der Ersatzbeschaffung eines PKW fir die Verwaltung mit einem Sperr-
vermerk zu versehen.

Blrgermeister Schéffmann gibt zu Protokoll, dass bei Beschaffungen von PKW's der
Magistrat nur Elektrofahrzeuge erwirbt.

Die antragstellenden Fraktionen werden diese Protokollnotiz zur weiteren Beratung in
die Fraktionen nehmen.

Anmerkung der Verwaltung: Fur die Beschaffung des Verwaltungsfahrzeuges wurden
35 TER veranschlagt. 20 TER sind fur andere Beschaffungen veranschlagt worden.

Seite 27 von 32
HFA/048/2011-2016



10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

1010005-04 Grunderwerb landwirtschaftliche Flachen
Antrag der Fraktionen SPD, Bindnis 90/Die Grinen und FW den Ansatz von 50 TER
um 50 TER auf 100 TER zu erhéhen.

1010005-08 Larmschutz BAB 5
Antrag der Fraktionen SPD, Bundnis 90/Die Grinen und FW 10 TER fur ein Gutach-
ten/Planungskosten zu veranschlagen.

1010005-15 Sanierung Parkpl./Zuwegung Sportplatz P1

Antrag der Fraktionen SPD, Bundnis 90/Die Grunen und FW den Haushaltsansatz
von 230 TER mit einem Sperrvermerk zu versehen. Die PlanungsmalRnahmen seien
mit einer endgultigen Kostenzusammenstellung den politischen Gremien vor Freiga-
be erst offen zu legen.

1010005-15 Sanierung Parkpl./Zuwegung Sportplatz P1
STV Schéfer beantragt die Streichung des Ansatzes von 230 TER.

. 1010005-Neu Barrierefreier Zugang zur Blcherei

Antrag der Fraktionen SPD, Bundnis 90/Die Grinen und FW 10 TER fur einen barrie-
refreien Zugang zur stadtischen Biicherei zu veranschlagen.

1064601-20 Beschaffungen Kita Gruningen
STV Schéfer beantragt die Reduzierung des Ansatzes von 2 TER um 1,5 TER auf
500 €.

1064601-22 Beschaffungen Kitas Allgemein
STV Schafer beantragt die Reduzierung des Ansatzes von 30 TER um 10 TER auf
20 TER.

1064601-23 Investitionen Kita Germaniastr.

Antrag der Fraktionen SPD, Blindnis 90/Die Grinen und FW den Ansatz von 360
TER mit einem Sperrvermerk zu versehen. Die Planungen flr den Anbau mit einer
endgultigen Kostenzusammenstellung sowie neue vertragliche Vereinbarungen mit
der Lebenshilfe seien den politischen Gremien vor Freigabe erst offen zu legen.

1064701-01 Austausch von Spielplatzgeraten
Antrag des STV Schéafer den Ansatz von 30 TER um 15 TER auf 15 TER zu senken.

1085601-07 Errichtung Bolzplatz Griningen
Antrag des STV Schéafer den Ansatz von 10 TER zu streichen.

1085601-10 AuRRensportanlage ARS
STV Schéfer beantragt die Streichung des Ansatzes von 100 TER.

1085601-Neu Sporthalle Limesschule Gruningen
Antrag der SPD-Fraktion fir den Zuschuss zum Neubau der Sporthalle im Zusam-
menhang mit einem Neubau der Grundschule 280 TER einzustellen.

1096101-04 Planungskosten Bauleitplanung
Antrag der Fraktionen SPD, Blndnis 90/Die Grinen und FW den Ansatz von 15 TER
um 5 TER auf 10 TER zu reduzieren.

1126301-10 Rad-/Gehweg Bahnhofstr./Herderstr. W.-Stbg.
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17.

18.

19.

20.

21.

22.

23.

24.

Antrag der Fraktionen SPD, Blindnis 90/Die Grinen und FW 50 TER einzustellen.
(Herstellung eines wassergebundenen Rad-/Gehweges fir das Teilstiick zwischen
Bahnhofstr. und Herderstr. entlang des Liickebaches)

1126301-13 Sanierung Schiffenbergstr. Garbenteich

Antrag der Fraktionen SPD, Bundnis 90/Die Grunen und FW die textliche Erlauterung
zu erganzen: unter Einbeziehung der Verlangerung des Gehweges ,Ende Schiffen-
bergstr.*

1126301-14 Rad-Gehweg Garbenteich — Dorf-Gdll
Antrag des STV Schéafer den Ansatz von 1,2 Mio. € zu streichen oder ggf. eine VE zu
bilden.

STV Schafer andert seinen Antrag in dieser Sitzung dahingehend ab, dass von der
Bildung einer VE abgesehen wird.

1126301-32 Bau Radweg Hohltangente
Die CDU Fraktion zieht ihren Antrag den Ansatz von 200 TER ins Jahr 2017 zu
schieben zurtck.

1126301-47 Ausbau Gehwege OD Griiningen

Antrag der Fraktionen SPD, Bundnis 90/Die Grinen und FW den Ansatz von 330
TER mit einem Sperrvermerk zu versehen. Die Freigabe der Mittel solle erst nach
Zusage der Straltensanierung durch das Land Hessen erfolgen.

Blrgermeister Schoffmann gibt zu Protokoll, dass die Blrgersteige nur im Zusam-
menhang mit den Stralien gemacht werden. (siehe auch Protokoll vom 23.02.2015
zur Haushaltsberatung 2015)

1126301-76 Schutzgelander Absicherung Treppenabgang
Antrag der Fraktionen SPD, Blindnis 90/Die Grinen und FW 2 TER fur das Schutz-
gelander in Hausen einzustellen.

Burgermeister Schéffmann weist daraufhin, dass seines Erachtens keine Erfordernis
daflir bestehe einen entsprechenden Ansatz im stadtischen Haushalt zu bilden, da
das betreffende Grundstiick, auf dem sich die Treppe befinde, sich nicht im stadti-
schen Eigentum befinde.

1126301-Neu Verkehrsberuhigende Mallnahmen (beantragt fir 1021101-03 Stat. Ge-
schwindigkeitsmesseinrichtungen)

Antrag der Fraktionen SPD, Blindnis 90/Die Grinen und FW 80 TER fur verkehrsbe-
ruhigende MalRnahmen einzustellen.

Anmerkung der Verwaltung: Da bauliche Mal3nahmen an Stra3en angedacht sind,
schlagt die Verwaltung vor, den Ansatz bei der Kostenstelle GemeindestralRen
[126301-... zu veranschlagen.

Die Bildung eines Haushaltsrestes ist fur die I-Nr. 1021101-03 nicht vorgesehen.

1126301-Neu Schutzgelander in Garbenteich

Antrag der Fraktionen SPD, Bindnis 90/Die Grinen und FW 2 TER fir die Anbrin-
gung eines Schutzgelanders in Garbenteich zur Absicherung des Treppenabgangs
zwischen Luckebach-Schule und Festplatz zu veranschlagen.

[138501-02 Neu/Grundh. Ausbau Feld/Wirtsch.wege
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Antrag der Fraktionen SPD, Blindnis 90/Die Grinen und FW 20 TER fur die Wegebe-
festigung nach Bahnubergang Garbenteich Schiffenbergstr. zum Betonweg ,Neue
Mitte” einzustellen.

Blrgermeister Schoffmann weist daraufhin, dass im Zuge des Ausbaus Baugebiet
Hausen-Ost in diesem Weg ein Kanal verlegt und somit der Weg anschlief3end befes-
tigt werde, insofern sollte man derzeit von einer Wegebefestigung absehen.

Anmerkung der Verwaltung: Diese Mallnahme kann daruber hinaus Uber den aktuel-
len Ansatz von 60 TER gedeckt werden. Eine zusatzliche Veranschlagung ist nicht
notwendig.

25.157601-08 Investitionen Burgerhaus Hausen
Die FW-Fraktion beantragt fir die Erneuerung des Schankraumes Theke, Boden und
sonst. den Ansatz von 50 TER um 20 TER auf 70 TER zu erhdhen.

Die FW-Fraktion zieht ihren Antrag in dieser Sitzung zurtick, da diese Malinahme be-
reits im Haushalt 2015 enthalten ist.

26.157601-08 Investitionen Burgerhaus Hausen
STV Schafer beantragt den Ansatz von 50 TER zu streichen, da Unterbringung auch
z. Bsp. im Pumpengebaude mdglich sei.

27.1157601-Neu Uhrwerk Admonter Stube
Antrag der CDU-Fraktion flr das Auftellen eines historischen Uhrwerks der ev. Kirche
in der Admonter Stube 4 TER einzustellen. (STV Seidler regt an, dieses Uhrwerk ggf.
im Heimatmuseum aufzustellen. Die antragstellende Fraktion gebe es weiter.)

Stellenplan

1. Hauptverwaltung
Antrag der Fraktionen SPD, Blindnis 90/Die Grinen und FW die 0,5 Stelle mit EGr.
12 flr das Gesundheitsmanagement zu streichen.

2. Bauverwaltung
Antrag der Fraktionen SPD, Bindnis 90/Die Grunen und FW den Ansatz der Stelle
mit EGr. 12 zu streichen.

3. Sozial- und Erziehungsdienst
Antrag der Fraktionen SPD, Bindnis 90/Die Grinen und FW die Stelle bezlglich auf-
suchender Jugendarbeit mit EGr. S 11 zu streichen.

4. Sozial- und Erziehungsdienst
Antrag der Fraktionen SPD, Blindnis 90/Die Grinen und FW die neue 0,5 Stelle mit
EGr. 11 fir die Generationenbricke mit einem Sperrvermerk zu versehen.

Burgermeister Schoffmann teilt noch die Hohe der aufgrund einer Darlehensaufnahme zu-
satzlich zu planenden Zinsen mit. Der Ansatz sei um 37.500 € zu erhéhen.

Die Veranderungsliste zum Haushalt wird nachgereicht.
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TOP 12 Anfragen

TOP 12.1 Anfrage 1

STV Schéafer fragt nach dem Sachstand der Beantwortung seiner Anfrage bezlglich Erbbau-
rBeijcrr;;teernrﬁeister Schoéffmann sagt die Beantwortung in der Sitzung der Stadtverordnetenver-
sammlung zu.

TOP 12.2 Anfrage 2

STV Lemcke fragt in Bezug auf den Abriss der alten Discothek in Holzheim an, ob der Ver-

waltung etwas vorliege.
Blrgermeister Schoffmann beantwortet die Anfrage.

TOP 7 Baugebiet "Oberweg IV" im Stadtteil Watzenborn-Steinberg;
Beratung und Beschlussfassung uiber die weitere Entwicklung
Vorlage: STV-405/2011-2016

Die Nicht-Offentlichkeit wird hergestellt.

Der Haupt- und Finanzausschuss spricht sich einvernehmlich flir eine Entscheidung in der
Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 13.11.2015 aus.

Abstimmungsergebnis: Zuruckgestellt

TOP 11 Mitteilungen

TOP 11.1 Mitteilung 1

Burgermeister Schéffmann berichtet zum Sachstand Waldeck.
TOP 11.2 Mitteilung 2

Blrgermeister Schoffmann informiert Gber Gesprache im Zusammenhang mit einer Koopera-
tion aus dem Bereich sozialer Wohnungsbau.

TOP 11.3 Mitteilung 3

Burgermeister Schéffmann bezieht sich auf den vorliegenden Antrag bezuglich Stadtepart-
nerschaft, den er den Fraktionsvorsitzenden habe zukommen lassen und fragt nach dem
Beratungsstand.

STV Biadala gibt eine Stellungnahme seiner Fraktion dazu ab.

Seite 31 von 32
HFA/048/2011-2016



Der Vorsitzende

gez. Michael Lemcke
Ausschussvorsitzender

Anlagen

Ausschnitte angefertigt am:

Kopiert und verteilt am:
Festgestellt am:
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gez. Bianca Krieb/
gez. Jurgen Triller



	FLD_SINAME
	Anwesenheit
	BM_Text2
	Name
	Entschuldigt
	Text
	Vorlage
	Tagesordnung
	Nummer
	Betreff
	Beschluß
	Zu
	BM_TEXT3

